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Die Ausgestaltung
der Werukssckulen

Von Dr. Karlbeinz Baumann
Die ungeheure Zunahme der Arbeitslosigkeit lenkt die Auf -

merksamkeit nachdrücklichst auf die Bedeutung einer verbesserten
Berufsausbildung . Zeigen uns doch die Berichte der Arbeits -
ämter immer wieder , daß trotz des großen Überangebots an
ungelernten und unausgebildeten Arbeitskräften nach Special »
arbeitern der verschiedensten Branchen noch Nachfrage vorhanden
ist, die sogar nicht immer in ausreichender Weise befriedigt
werden kann . Aber auch wenn man von solchen Facharbeiternund Fachhandwerkern absieht, die ja immer nur im praktischen
Berufe herangebildet werden können, kann man ganz allgemein
beobachten, daß die Arbeitslosigkeit am schwersten die ungelern¬ten Berufe trifft , während tüchtige und gut vorgebildete Fach-
kräfte aller Art in ihrer überwiegenden Zahl noch immer Be-
fchäftigung finden . Man muh ferner feststellen , daß z . B . in
den kaufmännischen Berufen auch heute noch über ungenügende
theoretische und praktische Borbildung des Nachwuchses geklagt
wird .

Alle diese Umstände zeigen, wie wichtig es ist, der schulent¬
lassenen Jugend zwischen dem 14 . und dein 18. Lebensjahre
möglichst viel Gelegenheit zu verbesserter beruflicher Ausbildung
zu geben. Als Ergänzung der allgemeinen Schulpflicht ist grund -
sätzlich die Fortbildungsschulpflicht bis zum 18 . Lebensjahre zu
fordern . Die Reichsoerfassung , die ja in vielen ihrer Abschnitte
Bekenntnisse und Prograuune für eine bessere Zukunft auf -
stellt, enthält sogar im Artikel 145 den Grundsatz der allgemei -
nen zwölfjährigen Schulpflicht vom 6. bis 18 . Lebensjahre , deren
letztes Drittel auf die Berufsschule entfallen soll. Wenn es
aber schon nicht möglich ist, Ser gesamten deutschen Jugend
eine verlängerte Schulzeit in ganztägigen Berufsschulen , die
der Ausbildung für den gewählten Beruf dienen , zu ermöglichen,
so läßt doch die Berufsausübung den Jugendlichen in den ersten
Jahren nach der Schulentlassung Zeit genug , in der Berufs -
schule die allgemeinen und mehr theoretischen Kenntnisse , die
die Volksschule vermittelt und die Fortbildungsschule ergänzt ,
durch Erweiterung des praktische» Wissens zu erweitern .

Diesem Ziele kann heute die Fortbildungsschule allein nicht
mehr genügen . Schon in den 70er Jahren des vorigen Jahr »
Hunderts haben einzelne deutsche Gemeinden durch Ortsstatut ,
und eine Reihe deutscher Staaten sogar durch Gesetz die Fort -
bildungsschulpflicht eingeführt und geregelt . Nach dem vierjäh -
rigen Kriege , unter dessen ungünstigen moralischen und beruss -
politischen Auswirkungen die nicht mehr schulpflichtige Jugend
ganz besonders gelitten hat , sah man sich aber gezwungen , die
Fortbildungsschule zur Berufsschule zu erweitern . <sehr wesent -
lich war dabei auch die Bestimmung des schon erwähnten Ar -
tikels 145 der Reichsverfassung , daß der Unterricht und die
Lehrmittel nicht nur in den Volksschulen, sondern auch in den
Fortbildungsschulen unentgeltlich sein sollen.

In den meisten Ländern hat man sich damit begnügt , den
Gemeinden und Gemeindeverbänden die Errichtung und Unter -
Haltung von Berufsschulen aufzuerlegen . Auch soweit in den
einzelnen Ländern Berufsschulgesetze bestehen, bleibt die Finan -
zierung der Berufsschulen Sache der Gemeinden . Es ist aber
begreiflich, daß hierdurch infolge der finanziellen Notlage aller
Gemeinden der Ausgestaltung der Bsrufsschulen erhebliche Hem -
»nungen bereitet werden . Trotzdem muß die Verbesserung des
Berufsschulwesens eine der wichtigsten Aufgaben bleiben , und die
Gemeinden , die nun einmal fast allein die Träger des Fort -
ibildungsschulwesens sind, werden nach Maßgabe ihrer finan -
ziellen Kräfte alles tun müssen , damit die Berufsschulen , durch
die heute der weitaus überwiegende Teil der erwerbstätigen
Jugend hindurchgeht, in jeder Hinsicht ihrer Aufgabe zu genügen
vermögen .

Handwerk und Industrie bedürfen heute weit mehr als
früher eines gewerblichen Nachwuchses , dessen praktische Be -
rufsausbildung systematisch durch theoretische und sachwissen -
schaftliche Schulung ergänzt wird . Auf einem je höheren
Niveau die deutsche Berufsschule steht , desto bester wird die
deutsche Wirtschaft ihren Platz als Hanptstätte der Qualität « -
arbeit für die Weltwirtschaft behaupten können . Aber auch
die deutsche Landwirtschaft braucht heute Fortbildungsschulen ,
denn die Tätigkeit des Landwirtes setzt angesichts der fort -
schreitenden völligen Umgestaltung dieses Berufs eine bessere
sachliche Borbildung als früher voraus . Am allermeisten
aber sind es die Kaufmannsberufe , die , wie schon oben er -
wähnt wurde , über mangelnde Vorbereitung und Ausbildung
des ihnen zur Verfügung stehenden Nachwuchses klagen .

Öffentliche Handelsschulen fehlen noch in vielen deutschen
Städten . Wenn die Wirtschaftsnot , die heute auch einen gro -
Ken Teil der heranwachsenden Jugend längere oder kürzere
Zeit von der beruflichen Tätigkeit ausschließt , zur Folge hat ,
daß dieser Teil der Jugend die Zeit benutzt , um sich, sei es
für den kaufmännischen oder für den gewerblichen Beruf , eine
bessere Fachausbildung in Gewerbe - und Händelsschulen zu
verschaffen , so wird das für ihr künftiges Berufsschicksal von
größtem Vorteil sein . Endlich werden die Gemeinden in
ihrem eigenen Interesse auch der Ausbildung des Nachwuchses
von Kommunalbeamten ihre Aufmerksamkeit zuwenden müs -
sen . Nicht immer bedarf es dazu besonderer Fachschulen und
Verwaltungsakademien . Ebenso wichtig ist , daß die künftigen
mittleren und unteren Gemeindebeamten auf den kaufmän »
nischen und gewerblichen Schulen sich eine gute praktische Aus -
bildung in wirtschaftlichen Dingen aneignen und gleichzeitig
mit Wirtschaftskreisen und Wirtschaftsfragen in nähere Be -
rührung kommen .

In der gegenwärtigen Zeit ist die Ausgestaltung der Be¬
rufsschulen daher von gleicher Bedeutung wie die Pflege des
allgemeinen Schulwesens , denn eine gute berufliche Ausbil -
dung der Jugend ist die wichtigste Voraussetzung für jeden
wirtschaftlichen Fortschritt .

yK Millionen Fehlbetrag in Pforzheim . Die Stadtl/Krwal -
tung Pforzheim rechnet mit einem ungedeckten Fehlbetrag von
über Yk Mill . Reichsmark , der sich wie folgt zusammensetzt :
276 800 M Mindereinnahmen an Gemeindesteuern uno
Reichsüberweisungssteuern , 402 400 Ml an Mehrausgaben
für die Wohlfahrtspflege . Während 170 000 JMl durch die
vom Bürgerausschuß beschlossene Erhöhung der Biersteuer im
Sinn « der Notverordnung gedeckt werden sollen , sollen 600 000
Reichsmark durch Einsparungen in sachlicher und persönlicher
Hinsicht gedeckt werden .

Die Zunahme der verkebrsunkälle
Eine Begleiterscheinung der Automobilisierung des Ver -

kehrs , gegen die man bisher wirksame Abhilfemaßnahmen nochnicht gefunden hat , ist die Zunahme der Verkehrsunfälle . Sie
ist am stärksten im Verkehrsgetriebe der Großstädte . Es istauch nur ein schwacher Trost , wenn neuerdings durch Verös »
fentlichung von Unfallzahlen nachgewiesen wird , daß die Zu -
nähme der Verkehrsunfälle immerhin hinter dem Anwachsendes Gesamtverkehrs zurückbleibt . Immerhin ist eine Statistiküber die Verkehrsunfälle auf den Berliner Straßen , die Stadt -baurat Dr. Adler in den „Mitteilungen des Statistischen Amtsder Stadt Berlin "

veröffentlicht , auch außerhalb der Reichs -
Hauptstadt von hohem Interesse , denn die Zunahme der Ver -
kehrsunsälle erstreckt sich ja über das ganze Reich und wirk -
same Verbesserungsvorschläge zum Zwecke der Unfallverhütunglassen sich nur dann erfolgreich durchführen , wenn genaueUnterlagen darüber vorhanden sind, wo die Unfallverhütungam dringendsten notwendig ist. Durch die Beschaffung solcherUnterlagen , die insbesondere auch für die Ausgestaltung und
Umgestaltung von Straßen und Plätzen innerhalb der Städte
große Bedeutung gewinnen dürften , kann die statistische Ar -
beit Dr. Adlers sehr verdienstvoll wirken .

Zugrunde liegt eine örtlich aufs genaueste gegliederte Ber -
kehrsunfallftatiftik für die Zeit von Anfang Oktober 1927 bisEnde September 1928. In dieser Zeit sind in Groß - Berlinrund 2K 090 Straßenunfälle gemeldet worden . Das bedeutet »daß im Laufe von zwei bis drei Jahren die Zahl der Ver -
kehrsunsälle in der Reichshauptstadt sich mehr als verdoppelt
hat . Die Zunahme hat sich aber seit 1927/28 noch fortgesetzt ,denn im Jahre 1929 wurden 27159 Verkehrsunfälle gezählt
gegenüber 11 068 im Jahre 1925. Innerhalb des Zeitraumesvon 1925 bis 1929 ist die Zahl der durch Verkehrsunfälle in -
nerhalb Berlins Verletzten von 4929 auf 11828 , die der Ge -
töteten von 143 auf 204 gestiegen .

Die Verkehrsunfallstatistik zeigt , daß nicht weniger als 41,2
Prozent der Berliner Verkehrsunfälle sich in 44 besonders
verkehrsreichen und darum gefährdeten Straßen ereigneten .In jeder dieser Straßen kamen während des Berichtsjahresmehr als 100 Verkehrsunfälle zur Anzeige , von denen durch -
schnittlich 80 bis 90 Proz . Kraftfahrzengunfälle waren . Hin -
sichtlich der Häufigkeit der Verkehrsunfälle sind Beleuchtungund Beschaffenheit der Straßen von nicht unerheblicher Be -
deutung . Aber der weitaus größte Teil aller Verkehrsunfälle
ereignete sich bei Tageslicht , und die Zahl der Unfälle , die bei
vollständiger Dunkelheit ohne irgendwelche Beleuchtung vor -
kam , war in Berlin außerordentlich gering . Ebenso klein waraber auch die Zahl der Straßenverkehrsunfälle , die durch Hin -
dernisse auf der Fahrbahn sowie infolge schlechten Zustandesdes Fahrdammes hervorgerufen wurden ; sie wird nur auf193 oder 0,7 Proz . aller Unfälle veranschlagt . Natürlich ist bei
einem großen Teil der Verkehrsunfälle die Ursache nicht genaufestzustellen . Nähere Angaben können nur bei 35 Proz . samt -
licher Verkehrsunfälle , insgesamt also 9991 Unfällen ge,nachtwerden . In 9312 Fällen wurden Fehler der Fahrzeugführer ,in 679 Fällen technische Mängel des Fahrzeugs als Unfall -
Ursache festgestellt . Die von den Fahrzeugführern hervorgeru -
fenen Unfälle beruhen fast ausschließlich auf Verstößen gegendie Verkehrsordnung , unter denen zu schnelles Fahren sowie
Außerachtlassen des Vorfahrtrechtes bei weitem überwiegen .Von den übrigen Verkehrsunsitten hatten das zu schnelle Vor -
beifahren an haltenden Straßenbahnen , das Fahren auf fal -
scher Straßenseite , das Überholen an Biegungen oder Kreu -
zungen , das vorschriftswidrige Einbiegen , sowie das Unterlas -
sen des Warnungszeichens zahlreiche Unfälle zur Folge . Eine
Reihe von Zusammenstößen wurde außerdem durch Trunken -
heit oder plötzliche Erkrankung des Fahrers herbeigeführt .

Von den im Berichtsjahre bei Verkehrsunfällen verunglück -
ten 11378 Personen waren 4708 oder 41 Prozent Fußgänger ,4259 oder 37 Prozent Fahrer und 2411 oder 21 Prozent Fahr -
zeuginsassen . Unter den Verunglückten befanden sich 974 Kin -
der , von denen 935 verletzt und 39 getötet wurden . Etwa ein
Drittel sämtlicher verletzten und getöteten Personen verun -
glückte in den 44 Hauptverkehrsstraßen mit jährlich mehr als
je 100 Unfällen .

Die Verletzungen wurden verursacht : in 1530 Fällen durch
Straßenbahnen , in 3078 Fällen durch Kraftdroschken , in 1181
Fällen durch andere Personenkraftwagen , in 637 Fällen durch
Lastkraftwagen , in 538 Fällen durch Omnibusse , in 1901 Fäl -
len durch Motorräder , in 2084 Fällen durch Fahrräder und in
175 Fällen durch Pferdefahrzeuge . Durch Zusammenstoß von
Verkehrsfahrzeugen wurde etwa die Hälfte aller Unfälle her -
vorgerufen , weitere 38 Prozent durch Überfahren , der Rest
durch Stürze oder aus sonstigen Ursachen .

Gemeinderundsckau
Einigung auf die Bürgermeisterkandidatur in Meßkirch . Ineiner Zusammenkunft der Bürgerausschußfraktionen der Deut -

fchen Volkspartei , der Demokraten und der Sozialdemokrat -
schen Partei wurde einstimmig beschlossen, für die am 17. Aug .
stattfindende Bürgermeisterwahl den Kaufmann Adolf Wend -
ling zu präsentieren .

Für den Bahuhofneubau in Heidelberg . In der Vollver -
fammluug der Handelskammer für die Kreise Heidelberg und
Mosbach referierte Dr. Faber über die Bahnhoffrage . DerRedner kam zu dem Ergebnis , daß die beschleunigte Fertig -
stellung des neuen Heidelberger Bahnhofs eine Lebensfrageder Stadt ist. Nachdem der Stadtrar in seiner jüngsten Sit -
zung beschlossen hat , die Bahnhoffrage nachdrücklichst zu för -
dern , und einen Ausschuß zu diesem Zwecke gebildet hat , hieltes die Handelskammer für ihre Pflicht , der Stadtverwaltungden Rücken zu stärken durch eine einstimmig angenommeneEntschließung , in der auch darauf hingewiesen wird , daß derBau des Personenbahnhofs ein wirkungsvolles und Volks-
wirtschaftlich durchaus zu verantwortendes Mittel zur An -
kurbelung der Wirtschaft sei .

Der Wolfacher Voranschlag wurde mit allen gegen eineStimme vom Bürgerausschuß angenommen . Der Voranschlagsieht in den Einnahmen 271 785 X/H' und in den Ausgaben334 902 3M vor , so daß ein ungedeckter Aufwand von 53117
Reichsmark verbleibt , zu dessen Tilgung eine Umlage von92 jw vom Grundvermögen , 37 vom Betriebsvermögenund 687 tRrf vom Gewerbeertrag erhoben werden .

Der Bürgerausschuß Bruchsal hatte sich mit dem stadträtlichenAntrag zu befassen , dem Wellpappenwerk einen verlorenen Zu -
schuß von 50 000 Ml und ein Darlehen von 140 000 SM zurErstellung einer großen neuen Halle zu gewähren . Von den
Mittelparteien waren hierzu Abändernngsanträge gestellt worden ,die für Streichung des Zuschusses von 50 000 'M . waren , anderen Stelle eine .Erhöhung des Darlehens auf 190 000 XMtreten soll, tilgbar in 20 Jahren . Wirtschaftspartei und Kom -
munisten waren für diesen Abänderungsantrag , dagegen die So -
zialdemokraten , die sich in ihrer Stellungnahme nicht einigenkonnten . Schließlich gab der Stadtrat seine Zustimmung zu den
Abänderungsanträgen , sowie der Bürgerausschuß , mit großerMehrheit .

Der Gemeindevoranschlag von Muggensturm für das Rech-
nungsjahr 1930 wurde mit dem gleichen Steuerfuß wie inden letzten drei Jahren vom Bürgerausschutz gegen die Stint «men der Kommunisten und eines Teils der Bürgerpartei ge -
nehmigt . Die finanziellen Verhältnisse der Gemeinde sind in -
folge der schlechten Wirtschaftslage zwar sehr angespannt ,haben sich aber , trotz Durchführung grötzerer Projekte , inden letzten Jahren erheblich gebessert . — Zur Förderung desWohnungsbaues wurden in den letzten drei Jahren 160 000Reichsmark für privates Baudarlehen zur Verfügung gestellt .— Infolge der großen Arbeitslosigkeit werden , wie in den letz -ten Jahren , zur Zeit von der Gemeinde Notstandsmaßnah -men durchgeführt ; noch weitere Notstandsmaßnahmen sind inAussicht genommen .

ikurze Nacdrickten aus Kaden
DZ . Mannheim , 8. Aug . Bei der Handelshochschule Mann -heim waren zu den Prüfungen am Ende des , Sommerseme -sters 1930 52 Kandidaten zugelassen , von denen 26 vor Be -ginn der Prüfung zurückgetreten sind. Bestanden haben 23Kandidaten .
bld . Walldürn , 8. Aug . In den nächsten Tagen soll mit demUmbau der Bahnstrecke Walldürn - Hardheim begonnen wer -den . Diese Tatsache ist um so erfreulicher , als sie für eineReihe bon Arbeitern Beschäftigung bringt .
bld . Hirschhorn a . R ., 8. Aug . Nach einer Mitteilung vonzuständiger Stelle werden die Arbeiten für die Staustufe !»Rockenau und Hirschhorn noch im Laufe dieses Jahres aus .

geschrieben werden , so daß 1931 mit den Arbeiten begonnenwerden kann . Die nächste Staustufe kommt in die Nähe vonGuttenbach zu stehen .
Beschäftigung der Wohlfahrtserwerbslosen in Durlach . DerStadtrat Durlach hat nach eingehender Prüfung beschlossenund es für zweckmäßig erachtet , daß die ledigen und verhei -rateten Wohlfahrtserwerbslosen in der Woche 40 Stunden be-schäftigt werden ; dabei sollen keinerlei Abzüge für empfangen «Fürsorgeunterstützungen gemacht werden . Diese Regelung trittam I . September in Kraft .
bld . Steinen , 8 . Aug . Die Postverwaltung wird demnächstin Steinen ein neues Postgebäude errichten , und zwar un -mittelbar beim Bahnhof . Dieser Bau gehört zu dem Arbeits -'notprogramm der Postverwaltung , dessen Ausführung Arbeitbeschaffen soll.
DZ . Bad Dürrheim , 8 . Aug . Hier wurde gestern der80 Meter hohe Kamin der Salinenwerke vollendet . UnserKurort hat damit ein neues Wahrzeichen erhalten . Der Ka¬min ist der zweitgrößte in ganz Baden .

Staatsanzeiger
Bekanntmachung

Apotheke in Appemv«i«r.Dem Apotheker Dr. Wolfgang Schirmer in Freiburg wurdedie persönliche Berechtigung zum Betrieb der Apotheke in Appen -Weier, Amt Offenburg , verliehen .
Karlsruhe , den 6 . August 1930.

Der Minister des Innern :
I . V . : Weitzel .

Bekanntmachung .
Der ärztliche Ehrengerichtshof .Senatspräsident Hottinger in Karlsruhe wird auf Ansuchenvonr Amt eines rechtskundigen Mitglieds des ärztlichen Ehren - '

gerichtshofs enthoben . An seiner Stelle wird nach Anhörungder Ärztekammer gemäß § 24 Absatz 3 des Gesetzes vom10. Oktober 1906 über die Rechtsverhältnisse des Sanitäts -Personals für den Rest der Wahlperiode , das ist für die Jahre1930 und 1931 , Oberlandesgerichtsrat Wohlgemuth zum rechts-kundigen Mitglied des ärztlichen Ehrengerichtshofs ernannt ,arlsrnhe , den 6. August 1930.
Der Minister des Innern :

I . V . : Weitzel .

Staatsprüfungen für den mittleren technt-
schen Dienst im Maschinenwesen und in der** Elektrotechnik.

Die Nachgenannten haben die im Juli 1930 abgehalten «
Staatsprüfung für den mittleren technischen Dienst im Bta -
schinenwesen bestanden und hierdurch nach der Verordnung vom24 . Januar 1925 die Berufsbezeichnung „staatlich geprüfterMaschinenbaumeister " erlangt .

Bauer Karl aus Karlsruhe i. B ., Beck Albert aus Massen-
bach i. W ., Blum Josef aus Plittersdorf i . B ., Böcker
Erich aus Pfullendorf i . B ., Böhm Ludwig ausArtern ( Sachsen ) , Eitner Karl - Felix aus Karlsruhe , JhleOtto aus Bruchsal , Kern Josef aus Heidelberg, Krupp Alfredaus Ludwigshafen a . Rh ., Matheis Ernst aus Rast , Rück Ottoaus Heidelberg , Schober Karl aus Freiburg i. Br ., SchonteOtto aus Lörrach , Schütter Heinrich aus Essen, Stumpf Willyaus Schwetzingen , Zepfel Karl aus Karlsruhe .Die weiter Genannten haben die im Juli 1930 abgehalteneStaatsprüfung für den mittleren technischen Dienst in der Elek¬
trotechnik bestanden und hierdurch nach der Verordnung vom24 . Januar 1925 die Berufsbezeichnung „staatlich geprüfter
Elektrobanmeister " erlangt .

Andris August aus Triberg , Bauer Fritz aus Schriesheim , Be«
Heinrich aus Neuhaus i . Westfalen , Bipp Josef aus Obertirch ,Ege Gebhard aus Freiburg , Ehnis Richard aus Karlsruhe , Gei¬
ger Georg aus Weingarten i. W ., Gerstenberg Hermann au »
Bühl , Graf Karl aus Singen a . H ., Graner Rudolf aus Karls -



ruhe-Mühlburg, Krie»t>aum Richsrd au » Hssiach i . K , Gug«e„-
bühlcr Werner aus Bcid Peterstal , Haag Peter aus Ittersdorf
(Preußen ) , Haas Gerhard aus St . Georgen i. Schw, Hilles
Heinrich aus Preufchdorf i . IS., SUingrlbörfe*. Max (ras Lahr ,Kraus I 'toj aus Ueberauchen , KMcr Max aus Karlsruhe,
Leder Karl aus Freiburg, Rupst Ludwig aus Offenburg, Stern
Adolf aus Villingen , Stober Erwin aus Wiestoch, Theis Lud-

>wig aus Oberwürzbach , Volk Heinrich aus Heidelbe' ^ Weiß'
Hugo aus Karlsruhe, Werner Karl aus Karlsruhe.

Karlsruhe , den 5. August 1930.
Der Fiuunzminister :
I . A . : Dr. Hirsch .

Bekanntmachung
Bvllzug drS Arbritsgrrichtvgesrt>es

hier Berufung der Beisitzer der Ar-
beitsgerichte und Landesarbeitsge -
richte im LandestoinmiffiirdezirkKarls -
ruhe.

Räch dein Reichsgese ^ zur Verlängerung der Amtsdauer
der Beisitzer der Arbeitsgerichtsbehörden aus den Kreisen der
Arbeitgeber und Arbeitnehmer vom IT. März 1930 — RGBl .Teil I S . 39 — endigt die Amtsdauer der im Jahre 1927
ernannten Beisitzer der Arbeitsgerichtsbehörden am 31 . De¬
zember 1930. Gemäß § 20 des Arbeitsgerichtsgesetzes find
nunmehr die Beisitzer auf die Dauer von 3 Jahren neu zuberufen. Die Berufung erfolgt durch die Landeskommissäreim Einvernehmen mit dem Präsidenten des Landgerichts. Die
Beisitzer find Borschlagslisten zu entnehmen. Berechtigt zurEinreichung mm Vorschlagslisten für ! die Berufung von Bei»
sitzern bei den Arbeitsgerichten und Landesarbeitsgerichten
sind die im Gerichtsbezirt bestehenden wirtschaftlichen Ver-
einiglingen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sowie die
in 8 22 Abs. 2 Nr . 2 Arbeitsgerichtsgesetz bezeichneten Kör¬
perschaften des öffentlichen Utechts (Reich, Länder , Gemein-
den , Gemeindeverbände und andere Körperschaften des öffent-
liehen Rechte ).

Als wirtschaftliche Vereinigungen kommen nur solche Ver-
einigungen in Betracht, die als tariffähig im Sinne des § 1
der Verordnung über Tarifverträge usw . vom 23 . Dezember1918 — RGBl . S . 145ß — anzusehen sind. Diese Wirtschaft-
lichen Vereinigungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer müs -
sen im Bezirk der Arbeitsgerichtsbehörde Mitglieder haben,ohne daß es auf ihre Zahl ankommt.

Für die Einreichung von Vorschlagslisten ist folgendes zu
beachten :
1. Bei den Arbeitsgerichten sind dort, wo getrennte Kammern

für die Streitigkeiten der Arbeiter und die Streitigkeitender Angestellten bestehen , getrennte Vorschlagslisten für dieArbeiter- und Angestelltenkammer einzureichen. Als Ar¬beiter sind die Arbeitnehmer anzusehen, die nicht Ange -
stellte find . Zu den Angestellten sind aber die Arbeitnehmer
zu rechnen , die nach § 1 des Angestelltenversicherungs-
gesetzes versichert sind oder im Falle der NichtVersicherungals Angestellte im Sinne des Betriebsrätegesetzes (vgl.
§ 12) gelten.

Auch für die Streitigkeiten des Handwerks (Handwerks-
gerichte ) sind getrennte Listen einzureichen. Für die Zuge-
Hörigkeit zum Handwerk in diesem Sinne ist die Zugehörig-
Zeit zur Handwerkskammer matzgebend . Für die Hand-
Werksgerichte kommen nur die in handwerklichen Betrieben
beschäftigten Arbeiter , nicht aber die in ihnen beschäftigten
Angestellten in Betracht. Für die Streitigkeiten dieser An-
gestellten ist die Kammer für die Angestellten bzw . die un-
getrennte Kammer für die Arbeiter und Angestellten zu-
ständig.

Endlich sind auch für die Fachkammer, die für die Strei -
tigkeiten der Arbeiter und Angestellten der Reichsbahn-direktion Karlsruhe (Reichsbahnfachkammer) beim Arbeits-
gericht Karlsruhe gebildet ist, getrennte Listen einzureichen.

B. Bei den Ländesarbeitsgerichten sind stets einheitliche Vor»
schlagslisten einzureichen.

Die Vorschlagslisten müssen enthalten :
1 . Den Vor- und Familiennamen , Geburtstag und Ort , Be-

ruf (bei Erwerbslosen den letzten Beruft und genaue
Anschrift der vorgeschlagenen Personen .

2 . Die Angabe , seit welcher Zeit die vorgeschlagenen Per-
sonen im Bezirk des Arbeitsgerichts (Landesarbeitsge -
richts ) als Arbeitgeber oder Arbeitnehmer tätig sind oder
diesen Personen gleichstehen .

8 . Die Bezeichnung der wirtschaftlichen Vereinigung oder
der Körperschaft des öffentlichen Rechts , für welche die
Vorschlagsliste eingereicht wird.

4. Die Unterschrift der zur Einreichung der Vorschlagsliste
berechtigten oder bevollmächtigten Person unter Angabe
von Ort und Tag .

Den Vorschlagslisten sind beizufügen:
1 . Die Erklärungen der vorgeschWgenen Personen

a ) daß sie deutsche Reichsangetzörige sind , und
d) datz sie zur Übernahme des Beisitzeramts bereit sind

oder aus welchen Gründen sie die Berufung ablehnet
wollen .

2. Die Feststellung
aj datz den vorgeschlagenen Personen die bürgerlichen

Ehrenrechte oder die Fähigkeiten zur Bekleidung
öffentlicher Ämter nicht aberkannt sind ;b) datz gegen sie kein Hauptvorfahren wegen eines Ver-
brechens oder eines Vergehens eröffnet ist, das die
Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte oder die
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter zur Folge
haben kann, und

c.) datz die vorgeschlagenen Personen nicht infolge gericht -
licher Anordnung in der Verfügung über ihr Ver-
mögen beschränkt find .

8 . Eine Bescheinigung der die Vorschlagsliste einreichenden'
wirtschaftlichen Vereinigung , und zwar bei den Arbeit-
aebervereinigungen und Körperschaften des öffentlichen
Rechts über die Zahl der von ihren Mitgliedern ' bzw . von
ihren im Bezirk der Arbeitsgerichtsbehörde beschäftigten
Arbeitnehmer, bei den Arbeitnehmervereinigungen über
die Zahl ihrer Mitglieder im Bezirk der Arbeitsgerichts-
Behörde.

Wegen der Erweiterung des Begriffs des Arbeitnehmers
und des Arbeitgebers für die Berufung der Beisitzer wird
auf die §§ 22 und 23 Arbeitsgerichtsgesetzverwiesen.

Soweit getrennte Vorschlagslisten einzureichen sind,
müssen die Beisitzer der betreffenden Berufs - oder Fach-
gruppe angehören, für die die Kammer gebildet ist.

Soweit getrennte Vorschlagslisten einzureichen sind , ist es
zalässig, datz dieselbe Person auf mehreren Listen vorgeschlagen
wird. Z . B . kann ein in einem Handwerksbetrieb beschäftigter
Arbeiter oder ein zur Vertretung befugtes Mitglied oder An -
gestellter einer wirtschaftlichen Arbeitnehmervereinigung , die
sich auf das Handwerk erstreckt (vergleiche § 23 Abs. 2 Arbeits¬
gerichtsgesetz ) gleichzeitig als Arbeitnehmerbeisitzer auf der
Vorschlagsliste für das Handwerksgericht und auf der Vor-
Ichlagellste für die Arbeiter- oder der ungetrennten Liste für
die Arbeiter- und Angestelltenkammer stehen .

Die vorgeschlagenen Personen sind in der Reihenfolge auf-
zuführen , in der sie bei der Berufung berücksichtigt werden
sollen . Die Zahl der vorgeschlagenen Personen wird in der

Regel um die Hälfte höher zu b»m«ss« i sein als die Zahl der
Beisitzer .

Personen , die auf den Vorschlagslisten nicht enthalten find,können als Beisitzer nicht berufen werden.
Ist nur eine Vorschlagsliste von Arbeitgeber» oder Arbeit¬

nehmerseite eingereicht, so merfteit die Beisitzer leinglich aus
dieser Vorschlagsliste berufen.

Sind mehrere Vorschlagslisten auf Arbeitgeber- oder auf
Arbeitnehmerseite eingereicht , so ist sür das Verhältnis der
Berufung von Beisitzern aus den einzelnen Vorschlagslistendas Stärkeverhältnis der — gegebenenfalls für die Art der
Kammer in Betracht kommenden — wirtschaftlichen Veram »
(jungen im Bezirke der fraglichen Arbeitsgerichtsbehörde matz-
gebend entsprechend den Grundsätzen der Verhältniewahl . (Vgl.
hierzu die § § 13 und 14 der Wahlordnung zum Betriebsräte -
gesetz vom 5. Februar 1920 — RGBl . S . 175. ) Unter dem Ge¬
sichtspunkt der billigen Berücksichtigung der Minderheiten kann
im Einzelfalle insbesondere auch ein Beisitzer aus einer Vor-
fchlagsliste einer wirtschaftlichen Vereinigung berufen wer-
den , welche die für die Berufung eines Beisitzers erforderliche
Zahl nicht vollständig , jedoch annähernd erreicht .

Das Beisitzeramt kann nur aus den in §§ 24—37 Arbeits¬
gerichtsgesetz aufgeführten Gründen abgelehnt werden, über
die Berechtigung zur Ablehnung entscheidet nach Abs. 2 a. a . O.der Landeskommisfär im Einvernehmen mit dem Präsidentendes Landgerichts endgültig.

Ich fordere hiermit die vorschlagsberechtigtenwirtfchaftlichen
Vereinigungen und öffentlich -rechtlichen Körperschaften der
nachfolgenden Gerichtsbezirke auf , mir bis zum 1 . Oktober 1930
Vorschlagslisten einzureichen. Jede Vorschlagsliste mutz min-
bestens die für jede der nachfolgenden Kammern genannte Zahl
von Beisitzern enthalten.

Es werden benötigt:
- Für die Arbeitsgerichts in
I . Bruchsal:

a) für die Arbeiterkammer je 6 Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerbeisitzer ,

b ) für die Angestelltenkammer je 6 Arbeitgeber- und Ar¬
beitnehmerbeisitzer ,

c) für das Handwerksgericht je 4 Arbeitgeber- und Ar-
beitnehmerbeisitzer.

IL Karlsruh » :
a) für die Arbeiterkammer je 18 Arbeitgeber- und Arbeit¬

nehmerbeisitzer ,
b ) für die Angestelltenkammer je 18 Arbeitgeber- und

Arbeitnehmerbeisitzer,
c) für das Handwerksgerichtje 4 Arbeitgeber- und Arbeit-

nehmerbeisitzer ,
d) für die Fachkammerfür die Streitigkeiten der Arbeiter

und Angestellten der Reichsbahn im Bezirk der Reichs -
bahndirektion Karlsruhe je 5 Arbeitgeber» und Arbeit-
nehmerbeisitzer .

III . Pforzheim :
a) für die Arbeiterkammer je 12 Arbeitgeber- und Arbeit-

nehmerbeisitzer ,
b ) für die Angestelltenkammerje 12 Arbeitgeber- und Ar-

beitnehmerbeisitzer ,
c) für das Handwerksgerichtje 8 Arbeitgeber- und Arbeit-

nehmerbeisitzer .
IV . Rastatt :

a) für die Arbeiterkammer je 6 Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerbeisitzer ,

b ) für die Angestelltenkammer je 6 Arbeitgeber- und Ar»■ beitnehmerbeisitzer ,
c) für das Handwerksgerichtje 4 Arbeitgeber- und Arbeit-

nehmerbeisitzer ,
V . Baden:

a ) für die Arbeiterkammer je 8 Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerbeisitzer ,

d ) für die Angestelltenkammer je 8 Arbeitgeber- und Ar-
beitnehmerbeisitzer,

c ) für daS Handwerksgerichtje 4 Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerbeisitzer .

VI . Für das Landesarbeitsgericht in Karlsruhe je 8 Arbeit-
geber- und Arbeitnehmerbeisitzer.

Für sämtliche Kammern zu I bis VI find auf Arbeitgeber-und Arbeitnehmerseite getrennte Listen einzureichen.
Karlsruhe , 7. August 1930.

Der LandeskommissSr für die Kreise Karlsruhe und Baden:
I . V. : Dr. Baur

Personeller Teil
Ernennungen , Versetzungen , Zurruhesetzungen usw .

der planmüßigen Beamten
Alls dem Bereich des Ministeriums des Innern

Ernannt :
Aufseher Karl Ehrbrecht bei der LandesarbeitscmstaltKislau zum oberen Wirtschaftsbeamten; die Kanzleiassistenten

Friedrich Bogt, David Ernst und Peter Weinspach bei der Lan-
desVersicherungsanstalt Baden zu Kcmzleifekretären ; die Kanzlei -
affistentinnen Elisabeth Kühner und Marie Dimpfel bei der
Landesversicherungsanstalt Baden zu Kanzleisekretärinnen; die
Pfleger Thomas Lehr an der Heil - und Pflegeanstalt Wies-
loch, Franz Fuchs und Jakob Heilig an der Heil- und Pflege-
anstatt bei Konstanz zu Oberpflegern; Kanzleisekretär Karl
Körber bei der Landesversicherungsanstalt Baden zum Kanzlei-
obersekretär ; die Verwallungsasststenten Heinrich Drollinger
beim Bezirksamt Karlsruhe, Friedrich Scharpf beim Bezirksamt
Pforzheim, Kasimir Budner beim Bezirksamt Lahr zu Verwal-
tungssekretären; Oberpfleger Karl Spieß an der Heil - und
Plegeanstalt bei Konstanz zum Pflegeinspektor ; die Polizei-
Hauptwachtmeister Philipp Holz und Josef Senftle in Karlsruhe,
Gebhard Schmid in Freiburg zu Polizeioberwachtmeistern; die
GendarmeriehauptwachtmeisterHeinrich Gretschmann in Ober-
schefflenz, Wilhelm Sirfert in Steinen und Hermann Karle
in Kandern zu Gendarmerieoberwachtmeistern; Polizeifekre »
tär Georg Pfungstädter in Heidelberg und Polizeiober-
Wachtmeister Franz Fritfch in Lörrach zu Polizeikommissären ,
letzterer unter Versetzung nach Kehl ; die Gendarmerieober-
Wachtmeister Josef Schneider in Billingen, Karl Albert in
Donaueschingen , Theodor Müller bei der Gendarmeriefchule
in Karlsruhe, Karl Moll in Mosbach , Josef Fratz in
Bonndorf zu Gendarmeriekommiffären; Kriminalkommissär
Emil Götz in Karlsruhe zum Kriminalinspektor in Mannheim;
die Verwaltungssekretäre Albert Simianer und Friedrich Haaß
in Karlsruhe zu Verwaltungsobersekretären; die Verwaltungs-
inspektoren Rudolf Martin , Ludwig Jäger , Max Steinhaus und
Revisionsinspektor Engelbert Wetterer bei der Landesver-
sicherungsanstalt Baden zu .Rechnungsräten; die Verwaltungs-
inspektoren Josef Frey beim Oberversicherungsamt Mannheim
und Heinrich Kopp beim Bezirksamt Freiburg zu Verwaltungs-
Oberinspektoren ; die Rechnungsräte Hans Der » und Franz See -
Iis bei der Landesversicherungsanstalt Baden sowie die Verwal-
tungsoberinspektoren Karl Gehring beim Bezirksamt Heidel-
berg und Otto Reuer bei der Verkxmdsverwaltung der Rind¬

viehversicherung in Karlsruhe zu Oberrechnungsräten; Polizei»Oberleutnant Artur Kopp bei der Polizeischule Karlsruhe mm- Polizeihauptmann; prakt. Tierarzt Dr. Hans Stcqmaicr inBräunt, » gen zunMeterinärrat alsBezirkstierarzt in Schönau -
Ministerialrat Dr. Scheffelmeier im Ministerium de« Ittl* nern zum Landeskvmmissär in Mannheim .

Planmäßig angestellt :
Aufseher Theodor Ludwig bei der Landesarbeitsanstalt Kislauund die Pfleger Franz Breitbeil und Emil Oberle an der Heil-und Pflegeanstalt in Emmendingen; Bürogehilfin Lisa Krummbeim Bezirksamt Ettlingen als Verivaltungsassistentin , die Büro»gehi fen Heinrich Buch und Franz Schmidt beim BezirksamtKarlsruhe, Leo Ebner beim Bezirksamt Villingen sowie Emil« enz beim Gewerbeaussichtsamt in Karlsruhe als Verwaltungs»assi,tenten ; die Verwaltungspraktikanten Karl Riegler beimBezirksamt Stockach und Alfons Bnr» beim Bezirksamt Emmen-dingen als Oberrevisoren , Stefan Schmitt bei der Sandeler -sicherungsanstalt Baden als Verwaitungsoberfekretär. »

Versetzt:
Kanzloisekretär Bruno Minnder beim Bezirksamt Mannheimzu jenem in Pforzheim unter Ernennung zum Kanzleiobersetre»tar.

übertritt in den Ruhestand kraft Gesetzes :
Landeskommissär Dr. h . c. Heinrich Hrbting in Minn -

heim .
Ministerium des Kultus und Unterrichts

Ernannt :
Der planmäßige außerordentliche Professor Dr. Georg « les -sing an der Universität Heidelberg mit der Amtsbezeichnung undden Rechten eines ordentlichen Professors zum ordentlichenProfessor der Zahnheilkunde ; der ordentliche Professor Dr. Aug.Grifebach an der Universität in Breslau zum ordentlichen Pro-

fessor für neuere Kunstgeschichte an der UniversitätHeidelberg; der Direktor der Medizinischen Klinik der
Medizinischen Akademie in Düsseldorf Professor Dr.THannHauser zum ordentlichen Professor für innere Medi-
zin und Direktor der Medizinischen Klinik der Universität Frei-bürg i. Br . ; der ordentliche Professor an der Unwersität RostockDr. Eugen Ulmer zum ordentlichen Professor der Rechte ander Universität Heidelberg ; Direktor Robert Mangelsdorf ander Realschni,. Triberg zum Direktor am Realgymnasium mit
Oberrealschule in Weinheim ; Direktor Friedrich Gründet an der
Realschule Müllheim zum Direktor an der Oberrealschule in
Kehl ; zum Kreisoberschulrat in Karlsruhe : Kreisschulrat KarlLauer in Emmendingen ; zum KrÄsschulrat in Emmendingen:
Schulrat Edmund Reinmulh beim Kreisschulami Karlsruhs ;
Verwaltungsoberinspektor Hermann Stenz im Ministerium des
Innern zum Regierungsrat im Ministerium des Kultus und
Unterrichts; Zeichenlehrkandidat Herbert Holzer an der Mäd-
chenoberrealschule in Konstanz zum planmäßigen Zeichenlehrer
daselbst; Zeichenlehrkandidat Karl Sämhmacher am Realgymna»
sium mit gymn . Abteilung in Mosbach mit Wirkung vom 1 . Aug.1930 zum planmäßigen Zeichenlehrer ; Hauptlehrer ChristianHolzinger in Pforzheim, zum Rektor daselbst; FinanzinspektorAnton Trapp im Ministerium des Kultus und Unterrichts zum
Ministerialrechnungsrat; VerwaltungsassistentAdolf Herion beim
akademischen Krankenhaus in Heidelberg zum Verwaltungssekre-tär daselbst.

Planmäßig angestellt:
Der Finanzpraktikant Erich Freudemann bei der Universitäts»

kasse Freiburg als Finanzobersekretär daselbst.
Versetzt in gleicher Eigenschaft :

Der Direktor Alfons Lachmann von der Realschule Metzlirchan die Mädchenrealschule Bruchsal ; Zeichenlehrer FriedrichSchneider am Gymnasium in Bruchsal an das Realgymnasiumin Ettlingen; Studienrat Karl Schmidt von der Gewerbeschulein Eppingen an die Gewerbeschule in Singen a . H . ; Studien-
rat Alfted Waldenberger von der Gewerbeschule in Hardheiman die Gewerbeschule in Stockach ; Gewerbelehrer Wilhelm Höf»ner von der Gewerbeschule in Stockach an die Gewerbeschule in
Oberkirch .

Kraft Gesetzes tritt in den dauernden Ruhestand:Studienrat Emil Sickinger an der Gewerbeschule I in Frei»
bürg .

Justizministerium
Ernannt :

HandelsrichterstellvertreterFabrikdirektor Dr. Eugen Geiger in
Karlsruhe zum Handelsrichter bei den Kammern für Handels«
fachen des Landgerichts Karlsruhe, Handelsrichterstellvertreter
Fabrikdirektor Wilhelm Schell in Offenburg zum Handelsrichter
und Fabrikant Anton Hahn in Offenburg zum Handelsrichter»
stellvertreter bei der Kammer für Handelssachen des Landge -
richts Offenburg. jDie Justizassistenten Adolf Schirmer beim Notariat Durlach,Albert Hörnte beim Notariat Wiesloch, Johann Hoffmann beim
Notariat Mannheim und Karl Lehmann beim Justizministerium
zu Justizsetretären, Kanzleisekretär Rupert Laufer beim Nota-
riat Engen zum Justizassistenten, Kanzleigehilfe Hermann Her»
der beim Amtsgericht Pforzheim zum Kanzleiaffistenten , Kanzli»
stin Elise Schaaf beim Notariat Freiburg zur Kanzleiaffistentin ,
Kanzleigehilfin Helene Brenner beim Amtsgericht Wiesloch zur
Kanzli stin.

Ministerium der Finanzen
Wasser - und Straßenbaudirettion :

Ernannt :
Oberzeichner Karl Reiser bei der Wasser - und Straßenbau »

direktion zum Kartograph.
Den Topographen Alfred Ziegler bei der Wasser- und Stra -

tzenbaudirektion zum Obertopographen.
Planmäßig angestellt:

Die Stratzenwäcter Ernst Danacher in Behla und Emil Hart -
mann in Grenzach ,

übertragen:
Dem Baumeister Heimich Hildenbrandt der Stratzenbau»

meisterbezirk ' Kandern.
Kraft Gesetzes in den Ruhestand getreten:

Verwaltungsobersekretär Wilhelm Reichardt bei der Wasser»
und Stratzenbaudirektion . Die Straßenwärter Franz Wiirner
in Nchrl und Andreas Graf in Heidelsheim .

Rechnungshof
Ernannt auf 1. September 1930 :

Oberrechnungsrat Alfred Hubert zum Mnisterialoberrechnungs»
rat , Ministerialrechnungsrat Alfred Schlager zum Oberrech »
nungsrat, Finanzoberinspektor Josef Meinrad Bläß beim Do»
mänenamt Mannheim zum Ministerialrechnungsrat beim «Rech-
nungshof.

Ernannt auf 1. Ottober 1938 :
Oberrechnungsrat- Robert Blum zum Ministerjaloberrechnuiigs-

rat ,
Zersetzt auf 1. Ottober 1939 :

Oberrechnungsrat Philipp Schaaf beim Rechnungsamt der
Wasser- und Strastmibaudirektion in gleicher Eigenschaft zum
Rechnungshof ,

Gestorben :
OberregierungÄaurat a . D . Heinrich Catfinone in Offenburg

und die Verwaltungsobersekretüre a, D . Wendelin Frank tu
Allendshofen und Adam Helwig in Karlsruhe.
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